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E i n l a d u n g

zur 21. (nicht öffentlichen) Sitzung des Petitionsausschusses 

am Dienstag, dem 29.08.2023, 10:00 Uhr, 
im Sitzungszimmer 142 des Landtags 

T a g e s o r d n u n g :

1. Behandlung von Petitionen

2. Verschiedenes

Die Sitzung ist gem. § 17 Absatz 3 Geschäftsordnung i.V.m. Nummer 11 der Grund-
satzbeschlüsse des Petitionsausschusses des Schleswig-Holsteinischen Landtages 
vertraulich. 

Im Auftrag 
gez. Andrea Pelz 
für die Geschäftsführerin des Petitionsausschusses 
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	Petition L2123-20/39 Gesundheitswesen; Verbesserung der psychiatrischen Notfallversorgung
	Sehr geehrte Damen und Herren,
	Schleswig-Holsteinischer Landtag Petitionsausschuss Landeshaus
	Der Ausschuss unterstreicht, dass sich Menschen mit psychischen Störungen grundsätzlich an ihre Hausärztin oder ihren Hausarzt wenden und sich dort eine Überweisung an eine psychiatrische oder psychotherapeutische Praxis ausstellen lassen können. Eine psychotherapeutische Sprechstunde kann auch ohne Diagnose aufgesucht werden. Darüber hinaus gibt es psychiatrische Ambulanzen als Anlaufstellen für Menschen in akuten psychischen Notsituationen. Psychiatrische Ambulanzen sind zunächst zu einer Aufnahme verpflichtet. Dort kann dann die weitere Behandlung besprochen werden. Tageskliniken sind in der Regel organisatorischer Bestandteil eines psychiatrischen Krankenhauses oder einer psychiatrischen Abteilung an einem Allgemeinkrankenhaus und können Menschen beim akuten Auftreten psychischer Erkrankungen Hilfe bieten. Bei der Behandlung in einer Tagesklinik können die sozialen Bezüge deutlich besser aufrechterhalten werden als bei einer vollstationären Behandlung.
	Der Petitionsausschuss betont, dass die Anordnung einer Unterbringung nach dem genannten Gesetz eine Schutzmaßnahme ist. Sie greift, wenn aufgrund einer psychischen Störung gewichtige Anhaltspunkte für eine Eigen- oder Fremdgefährdung, also eine Gefährdung bedeutender Rechtsgüter anderer Menschen vorliegen. Eine Unterbringung wird auf Antrag des Kreises oder der kreisfreien Stadt vom zuständigen Amtsgericht angeordnet. Zudem muss die Eigen- oder Fremdgefährdung durch ein ärztliches Attest bescheinigt werden. Die Entscheidungen über die Unterbringung und eine ärztliche Zwangsmaßnahme werden vom Amtsgericht getroffen.
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